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Sehr geehrte Damen und Herren,

in Zeiten steigender Zinsen rücken Liquiditätsfragen verstärkt in den unternehmerischen
Fokus, so auch bei der Umsatzsteuer.

Diese entsteht grundsätzlich mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums der Leistungs- 
ausführung.

Wie durch die jüngere Rechtsprechung von EuGH und BFH sowie die Finanzverwaltung 
nochmals bestätigt und klargestellt, gilt dies prinzipiell auch für die Erbringung einer 
Leistung gegen Ratenzahlungen.

Für das leistende Unternehmen entsteht insofern eine Liquiditätsbelastung, als die Um-
satzsteuer auf die Leistung mit dem Ablauf des Voranmeldungszeitraums der Leistungs-
erbringung in toto entsteht und an die Finanzverwaltung abzuführen ist, wohingegen die 
entsprechenden Ratenzahlungen vom Kunden erst später zufließen. Das Unternehmen 
muss insofern grundsätzlich die Umsatzsteuer vorfinanzieren.

Um einem solchen Liquiditätsabfluss ohne entsprechende Zahlungszuflüsse zu begeg-
nen, kommt folgendes in Betracht:
 
Zunächst wäre zu prüfen, ob sog. Teilleistungen vorliegen bzw. vereinbart werden kön-
nen. Eine Teilleistung erfordert – in Abgrenzung zur Erbringung einer einmaligen Leistung
gegen Ratenzahlungen – eine Leistung mit kontinuierlichem oder wiederkehrendem  
Charakter und gesondertem Entgelt hierfür. Liegen solche Teilleistungen vor, so entsteht 
die Umsatzsteuer jeweils mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums der Ausführung der 
entsprechenden Teilleistung auf das betreffende und zu regelnde Entgelt.

Liegen keine Teilleistungen vor, kann das Unternehmen mit Ausführung der Leistung bei
entsprechender Vereinbarung eine Rechnung über die gesamte Leistung mit gesonder-
tem Umsatzsteuer-Ausweis stellen und die Zahlung der gesamten Umsatzsteuer vom 
Leistungsempfänger anfordern. Soweit der Leistungsempfänger Unternehmer und zum 
Vorsteuerabzug berechtigt ist, kann dieser hieraus den Vorsteuerabzug vornehmen, 
womit die durch ihn zu zahlende Umsatzsteuer neutralisiert wird.

Auch wenn der Leistungsempfänger nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, wäre diese
Vorgehensweise aus umsatzsteuerrechtlicher Sicht bei entsprechender Vereinbarung 
umsetzbar.

Gegenstand der Ratenzahlungen sind dann nur noch die jeweiligen Nettozahlungen, die
grundsätzlich weder beim leistenden Unternehmen noch beim Leistungsempfänger 
weitere umsatzsteuerrechtliche Auswirkungen haben.

Durch diese Gestaltung wird bei korrekter Planung und Umsetzung die Notwendigkeit der
Vorfinanzierung der Umsatzsteuer in den Fällen von Ratenzahlungen vermieden.

Gerne unterstützen wir Sie hierbei, kommen Sie bei Fragen gerne auf uns zu.  

Mit freundlichen Grüßen

Tobias Melzer, LL.M.
  
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH 
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Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 11.04.20232 14.04.2023 11.04.2023

 12.06.2023 15.06.2023 12.06.2023

 12.06.2023 15.06.2023 12.06.2023

 11.04.20234 14.04.2023 11.04.2023

 15.05.20234 19.05.2023 15.05.2023

 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

 26.04.2023 entfällt entfällt

  Termine April 2023 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.04.2023, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Steuerfragen rund um die   
  Dezember-Soforthilfe  

Diese Soforthilfe ist am 14.11.2022 vom 
Bundesrat beschlossen worden und am 
19.11.2022 in Kraft getreten. Entsprechend 
ihrer Abkürzung „EWSG“ betrifft sie staat- 
liche Maßnahmen gegen die erheblich 
gestiegenen Energiekosten bei den Letzt- 
verbrauchern für Erdgas und Fernwärme. 
Sie tritt neben die Energiepreispauschale 
von einmalig 300 Euro zur Verringerung der 
Strompreiserhöhungen. 

Anspruchsberechtigt sind einmal private 
Haushalte sowie gewerbliche und indus- 
trielle Abnehmer mit einem Gasverbrauch 
von jährlich bis zu 1,5 Mio. kWh. Die Ent- 
lastung bestand in der Übernahme der 
Gas-Abschlagszahlung für den Monat 
Dezember 2022 durch den Staat. Für die 
Fern-Wärme wurde eine pauschale Zahlung 
als Zuschuss geleistet, die sich an der 
Abschlagszahlung für den September 2022 
orientierte. Diese vom Staat getragenen 
Leistungen sind für bestimmte Empfänger 
steuerpflichtig. Das Jahressteuergesetz 
2022 enthält dafür einen eigens dafür 
geschaffenen Abschnitt (XVI. Besteuerung 
der Gas-/Wärmepreisbremse) mit vier 
Normen (§§ 123 – 126 EStG). 

Zunächst wird festgelegt, dass diese Sofort-
hilfe erst ab den Grenzen der Steuerpflicht 
zum Solidaritätszuschlag steuerpflichtig 
wird. D. h. ab einem steuerpflichtigen Ein- 
kommen von 66.915 Euro für die Einzelver-
anlagungen und von 133.830 Euro für Zusam-
menveranlagungen von Ehegatten. Ab einem 
steuerpflichtigen Einkommen von 104.009 
Euro bzw. 208.018 Euro ist die gesamte 
Soforthilfe steuerpflichtig. Für die Einkünfte 
zwischen diesen jeweiligen Beträgen wird 
die Bezeichnung „Milderungszone“ einge- 
führt. Für die Einkommensteuerpflicht der 
Dezember-Hilfe zwischen diesen beiden 
Beträgen – also in der Milderungszone – 
kann nur der Gesetzestext als Erklärung 
des Betrages der Steuerpflicht weiterhelfen: 

„Im Bereich der Milderungszone ist als 
Zurechnungsbetrag nach § 123 Abs. 2 nur 

der Bruchteil der Entlastungen des § 123 
Abs. 1 einzubeziehen, der sich als Differenz 
aus dem individuellen zu versteuernden 
Einkommen des Steuerpflichtigen und der 
Untergrenze der Milderungszone dividiert 
durch die Breite der Milderungszone ergibt.“

Bleibt nur noch anzumerken, dass die 
Versteuerung in dem Jahr erfolgen soll, in 
dem die Versorgungsbetriebe über die 
Beträge der Soforthilfe eine Abrechnung 
erteilen! Dies dürfte in der Regel das Jahr 
2023 sein. Bis zur Abgabe dieser Steuerer-
klärung wird die Steuerpflicht in der Milde- 
rungszone sicherlich genauer erläutert 
werden können.

  Erträge aus Mitarbeiterbeteili-   
  gungen: Einkünfte aus Kapital-   
  vermögen oder aus nicht-   
  selbstständiger Arbeit?  

Wenn sich ein Arbeitnehmer kapitalmäßig 
an seinem Arbeitgeber beteiligt, kann die 
Beteiligung eigenständige Erwerbsgrund-
lage sein, sodass damit in Zusammenhang 
stehende Erwerbseinnahmen und Erwerbs- 
aufwendungen in keinem einkommensteu-
errechtlich erheblichen Veranlassungszu-
sammenhang zum Arbeitsverhältnis stehen. 
So entschied das Finanzgericht Baden-
Württemberg (Az. 5 K 1635/20 vom 01.04. 
2020).

Der Arbeitnehmer nutzt in diesem Fall sein 
Kapital als eine vom Arbeitsverhältnis unab-
hängige und eigenständige Erwerbsgrund-
lage zur Einkünfteerzielung. Die daraus 
erzielten laufenden Erträge sind dann keine 
Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit, 
sondern solche aus Kapitalvermögen.

  Bei Lernschwäche Nachhilfekosten      
  steuermindernd geltend machen  

Wenn die Lernschwierigkeit eines Kindes 
vom Amtsarzt oder dem Medizinischen 
Dienst der Krankenversicherung attestiert 
worden ist, können Kosten für Nachhilfe 
als außergewöhnliche Belastungen 
abgesetzt werden, wenn die dadurch 
verursachten Kosten eine gewisse Grenze 

übersteigen. Die Höhe der Belastungsgren-
ze hängt vom Familienstand und dem Ein- 
kommen der Eltern ab.

Voraussetzung ist jedoch, dass das Attest 
eingeholt worden ist, bevor die Nachhilfe-
stunden beginnen. Zu den bekanntesten 
Lernschwächen zählen die Lese-Recht-
schreib-Schwäche (Legasthenie), das 
erschwerte Erlernen des Rechnens (Dyskal- 
kulie), das Aufmerksamkeitsdefizit-Syn-
drom (ADS) und die Aufmerksamkeitsdefi-
zit-Hyperaktivitätsstörung (ADHS).

Absetzen lassen sich nicht nur die Kosten 
für die Nachhilfestunden bei qualifizierten 
Nachhilfelehrern, sondern etwa auch Kosten 
für Arztbesuche und Medikamente, für eine 
psychotherapeutische Behandlung oder 
für entsprechende Fahrtkosten, sofern die 
Krankenkasse nicht dafür aufkommt.

  Seit Jahren bestehende ständige   
  Übung, Mitarbeiterboni ohne   
  rechtliche Verpflichtung an die   
  Mitarbeiter auszuzahlen –   
  Rückstellung möglich  

Eine künftig entstehende Verbindlichkeit 
hatte ihre wirtschaftliche Verursachung in 
der Vergangenheit, wenn die Mitarbeiter-
boni in der Hauptsache die Leistungen der 
Mitarbeiter im abgelaufenen Geschäftsjahr 
abgelten sollten (hier: Boni als zusätzliches 
Vergütungsinstrument neben dem Fest- 
gehalt oder anderen Gehaltsbestandtei-
len). Daraus folgt ein Veranlassungszu-
sammenhang mit der Arbeitsleistung der 
Mitarbeiter für das abgelaufene Geschäfts-
jahr. Dem steht nicht entgegen, dass 
Mitarbeiterboni zudem dem Zweck dienen, 
die Mitarbeiter auch für die Zukunft an das 
Unternehmen zu binden, wenn es sich 
hierbei lediglich um einen Nebenzweck 
handelt, welcher den Hauptzweck (Abgel-
tung der Arbeitsleistung im abgelaufenen 
Geschäftsjahr) zumindest nicht überlagert. 
So das Finanzgericht Münster (Urteil 13 K 
3467/19 vom 16.11.2022).

Bei der Rückstellungsbildung können wert- 
auffallende Umstände, die spätestens bis 
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zu dem Zeitpunkt, zu dem die Bilanz im 
ordnungsgemäßen Geschäftsgang 
aufzustellen gewesen wäre, bekannt 
wurden, berücksichtigt werden. Soweit die 
bei der Festsetzung von Mitarbeiterboni 
berücksichtigten Kriterien (Wachstumsdy-
namik, Auftragsbestand, Ertragsentwick-
lung, Finanzlage) auf die Bilanz und den 
Geschäftsbericht eines Geschäftsjahres 
fußen, handelt es sich um Umstände, die 
am jeweiligen Bilanzstichtag bereits 
vorlagen, aber erst im Zeitraum zwischen 
Bilanzstichtag und Bilanzerstellung 
bekannt wurden.

  Auswirkungen eines Nießbrauchs   
  auf die Einkünfteerzielung  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in seiner 
Entscheidung vom 15.11.2022 (IX R 4/20 
20 v. 15. 11. 2022) seine Grundsätze zur 
steuerlichen Behandlung eines Nieß-
brauchs an einem Personengesellschafts-
anteil weiter konkretisiert.

Sachverhalt im Besprechungsfall
K ist an der ABC-GbR beteiligt. Zweck der 
Gesellschaft ist die Haltung, Verwaltung, 
Nutzung und Vermehrung des Gesell-
schaftsvermögens. Mit privatschriftlichem 
Vertrag räumte K seinem Sohn B an seinem 
Gesellschaftsanteil der GbR schenkweise 
einen Nießbrauch zu 50 % ein. Dabei 
wurde vereinbart, dass alle gesellschaft-
lichen Mitwirkungsrechte an dem belas-
teten Anteil gegenüber der Gesellschaft 
gemeinschaftlich ausgeübt werden. Bei 
fehlender Einigkeit kann in laufenden 
Angelegenheiten das einheitliche 
Stimmrecht nur gemeinsam ausgeübt 
werden, so dass eine Stimmenthaltung zu 
erfolgen hat, während der Gesellschafter 
die Mitwirkungsrechte aus dem Anteil  
bei Beschlüssen über die Grundlage der 
Gesellschaft oder den Kernbereich seiner 
Mitwirkungsrechte allein ausübt. Mit dem 
Finanzamt (FA) entstand Streit darüber,  
ob dem Sohn anteilig die von der GbR 
erzielten Einkünfte aus Vermietung 
zuzurechnen sind.

Entscheidung im Besprechungsfall
Beim Nießbrauch an einem Gesellschafts-
anteil einer vermögensverwaltenden 
Personengesellschaft ist - anders als bei 
Mitunternehmerschaften mit Betriebsver-
mögen - nicht auf die Mitunternehmer- 
initiative und das Mitunternehmerrisiko 
abzustellen. Gleichwohl erfordert eine 
Einkünftezurechnung zumindest eine 
gleichberechtigte Teilhabe des Nießbrau-
chers an der Willensbildung der Gesell-
schaft. Etwas anderes ergibt sich auch 
nicht aus den Besonderheiten eines 
Quotennießbrauchs. In diesem Fall ist es 
erforderlich, dass der Nießbraucher in 
gleicher Weise wie der Gesellschafter an 
der Willensbildung der Gesellschaft 
mitwirken kann. Daran ändert auch der 
Umstand nichts, dass der Nießbraucher 
nur einen Teil der laufenden Einkünfte für 
sich beanspruchen kann. Das nicht 
teilbare Stimmrecht muss einheitlich 
ausgeübt werden, auch wenn die (interne) 
Zuständigkeit zur Willensbildung kraft des 
Quotennießbrauchs auf zwei Personen 
entfällt.

Eine im Wesentlichen gleichberechtigte 
Stellung wird dem Nießbraucher in einem 
solchen Fall nur eingeräumt, wenn die 
vertraglichen Regelungen über die 
Bestellung des Quotennießbrauchs 
sicherstellen, dass der Gesellschafter 
Entscheidungen (und zwar auch solche, 
die die Grundlagen der Gesellschaft 
betreffen) nicht allein oder gegen den 
Willen des Quotennießbrauchers treffen 
kann. Dafür reicht grundsätzlich die 
Regelung des § 1071 BGB nicht aus. Da es 
im Besprechungsfall an der Berechtigung 
des Quotennießbrauchers fehlte, auch in 
Bezug auf die Grundlagengeschäfte der 
Gesellschaft mitzuwirken, hielt der BFH  
die Einkünftezurechnung seitens des FA  
für zutreffend.

Praxishinweis

Der BFH hat mit dieser Entscheidung 
seine Grundsätze weiter präzisiert: 
Durch die Bestellung des Nießbrauchs 
an einem Gesellschaftsanteil einer ver- 
mögensverwaltenden Personengesell-
schaft erzielt der Nießbraucher anstelle 
des Gesellschafters die auf den Anteil 
entfallenden Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung, wenn und soweit er 
aufgrund der ihm vertraglich zur 
Ausübung überlassenen Stimm- und 
Verwaltungsrechte grundsätzlich in der 
Lage ist, auch an Grundlagengeschäften 
der Gesellschaft mitzuwirken. Entspre-
chendes gilt beim Quotennießbrauch an 
einem Gesellschaftsanteil. Der Quoten-
nießbraucher erzielt nur dann die auf 
den Anteil entfallenden Einkünfte, wenn 
die vertraglichen Regelungen über die 
Bestellung des Quotennießbrauchs 
sicherstellen, dass der Gesellschafter 
Entscheidungen nicht allein oder gegen 
den Willen des Quotennießbrauchers 
treffen kann.

  BMF-Entwurfsschreiben zum   
  Nullsteuersatz bestimmter Photo-   
  voltaikanlagen  

Erste Fragen aus der Praxis will das Bundes-
finanzministerium (BMF) wohl zeitnah 
beantworten und hat ein erstes Entwurfs-
schreiben zum Nullsteuersatz bestimmter 
Photovoltaikanlagen veröffentlicht.
 
Das Schreiben stellt etliche Punkte klar, 
die in der Praxis für Verunsicherung 
gesorgt hatten. Der Entwurf stellt nunmehr 
sicher, dass der Verkauf oder auch die 
unentgeltliche Übertragung einer PV-Anlage 
durch einen Unternehmer (der kein Klein- 
unternehmer ist) an einen Erwerber eine 
nicht steuerbare Geschäftsveräußerung im 
Ganzen darstellen wird. Wenn der Erwerber 
die Kleinunternehmerregelung in Anspruch 
nehmen möchte, muss er folglich die 
Regelungen zur Vorsteuerberichtigung im 
Auge behalten.
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In der Vergangenheit haben viele Betreiber 
von PV-Anlagen auf die umsatzsteuerliche 
Kleinunternehmerregelung verzichtet, weil 
es für sie wirtschaftlicher war, bei der 
Anschaffung den Vorsteuerabzug geltend 
zu machen. Folglich mussten sie privat 
verbrauchten Strom der Wertabgaben-
besteuerung unterwerfen. Die in Abzug 
gebrachte Vorsteuer wurde so nachgela-
gert ausgeglichen. Daran ändert sich auch 
nach dem 31.12.2022 nichts.

Unternehmer, die ab 2023 eine PV-Anlage 
erwerben, können aufgrund des Nullsteu-
ersatzes hingegen keine Vorsteuer in 
Abzug bringen. Das BMF-Entwurfsschrei-
ben stellt klar, dass daher kein Ausgleich 
eines Vorsteuerabzugs erforderlich ist und 
folglich anders als bislang bei der privaten 
Stromentnahme keine unentgeltliche 
Wertabgabe zu versteuern ist. Neuanlagen-
Betreiber generieren somit einen wirt-
schaftlichen Vorteil.

Altanlagen aus dem Unternehmensvermö-
gen zu entnehmen und im Privatvermögen 
zu nutzen, dürfte attraktiver werden. Die 
Entnahme einer Altanlage ist zwar steuer- 
bar, soll aber unter den übrigen Vorausset-
zungen (nur) mit dem Nullsteuersatz 
besteuert werden. An dieser Stelle sieht 
das Entwurfsschreiben eine gravierende 
Einschränkung vor. Die Entnahme soll nur 
möglich sein, wenn mindestens 90 % des 
erzeugten Stroms für nichtunternehmeri-
sche Zwecke verwendet wird.

Hinweis
Aus Sicht des Deutschen Steuerberater-
verbands e.V. fehlt es hierfür an einer 
gesetzlichen Grundlage! Er fordert  
daher, auf die 90 %?Grenze zu verzichten.

  Vorsteuerabzug aus nur   
  gelegentlichem Erwerb von   
  Luxusfahrzeugen  

Streitig vor dem Bundesfinanzhof (Urteil V 
R 26/21 vom 08.09.2022) war, ob ein 
geschäftlicher Rahmen bzw. eine wirt-
schaftliche Tätigkeit allein aus dem 
subjektiven Umstand abgeleitet werden 

könne, dass die Fahrzeuge als Wertanlage 
mit dem Ziel des späteren Verkaufs und 
daher mit Einnahmenerzielungsabsicht 
erworben wurden, oder ob vielmehr 
objektive Kriterien erfüllt sein müssen.

Der Bundesfinanzhof vertrat die Auffas-
sung, dass der Vorsteuerabzug aus dem 
nur gelegentlichen Erwerb eines Pkw 
einem Unternehmer mit andersartiger 
Haupttätigkeit nur dann zustehe, wenn 
damit eine wirtschaftliche Tätigkeit 
begründet oder die wirtschaftliche 
Haupttätigkeit des Unternehmers unmittel-
bar, dauernd und notwendig erweitert 
werde.

  Wertermittlungsmethoden bei   
  einem Grundstück für Zwecke der   
  Schenkungsteuer  

Wer seinem Sohn oder der Tochter ein 
besonderes Geschenk zu einem besonde-
ren Anlass machen will, der schenkt ihm 
oder ihr ein kleines Häuschen für die neue 
Lebensphase. Das machte in dem 
nachfolgenden Beispielsfall ein Vater, der 
aber so vernünftig war, dass er der Tochter 
die Auswahl des Grundstücks mit Gebäu-
de, Carport und Garten überließ und das 
von der Tochter mit notarieller Urkunde 
erworbene Grundstück nur (!) bezahlte. 
Neben dem Kaufpreis von 900.000 Euro 
übernahm er auch die Grunderwerbsteuer 
und die Notar- und Grundbuchkosten. 
Nach der Hochzeitsfeier kam das zustän-
dige Finanzamt auf den Vater zu und 
verlangte eine Schenkungsteuererklärung 
– diese Steuer hatte er in dem Schenkungs-
vertrag mit der Tochter auch übernommen.

Der Vater ermittelte den Wert des Grund-
stücks nach dem im Bewertungsgesetz 
beschriebenen Sachwertverfahren mit rd. 
520.000 Euro. Das für Einfamilienhäuser 
vorrangig anzuwendende Vergleichswert-
verfahren berücksichtigte er nicht, weil der 
Gutachterausschuss für Grundstücke 
mitgeteilt hatte, dass für die Lage des 
Grundstücks kein Vergleichswert vorhan-
den war. Der schenkungsteuerliche Wert 
belief sich damit inklusive der übernom-

menen Grunderwerbsteuer von 6,5 % und 
der Notar- und Grundbuchkosten auf 
593.000 Euro. Dazu kam dann noch die 
Schenkungsteuer selbst, die der Vater 
übernommen hatte. Das Finanzamt folgte 
in seinem Schenkungsteuerbescheid aber 
dem ermittelten Wert nicht, sondern ging 
vom Kaufpreis aus, weil dieser ja als 
Vergleichspreis zur Verfügung stand. Da 
der Vater aber dieser Argumentation nicht 
folgen wollte, kam der Fall vor das 
Finanzgericht und schließlich zum 
Bundesfinanzhof.
 
Der Bundesfinanzhof vertrat in seinem 
Urteil (Az. II R 14/20 vom 24.08.2020) die 
Auffassung, dass bei fehlenden Vergleichs-
preisen für andere Grundstücke auch ein 
zeitnah zur Schenkung vereinbarter 
Kaufpreis für das betreffende Grundstück 
maßgebend sein kann. Dieser Kaufpreis 
lag hier vor. Durch die Anwendung des 
Vergleichswertes belief sich die Schen-
kungsteuer damit auf 125.200 Euro anstatt 
einer Steuer von 23.562 Euro bei der 
Bewertung nach dem Sachwertverfahren. 
Die unterschiedlichen Beträge ergeben 
sich wie folgt:

Rechnung Sachwert 
593.000 Euro (Ausgangswert) - 400.000 
Euro (Freibetrag) = 193.000 Euro + 21.230 
Euro (11 % übernommene Steuer) = 
214.230 Euro (stpfl. Wert) davon 23.562 
Euro (11 % Steuer)

Rechnung Vergleichswert 
973.000 Euro (Vergleichswert) - 400.000 
Euro (Freibetrag) = 573.000 Euro + 85.950 
Euro (15 % übernommene Steuer) = 
658.950 Euro (stpfl. Wert) davon 125.200 
Euro (15 % Steuer)

An diesem Beispielsfall wird erkennbar, 
welche Tücken bei solchen Transaktionen 
lauern und welch erhebliche Auswirkung 
die unterschiedlichen Bewertungsverfahren 
auf die festzusetzende Steuer haben.



UPDATE MAGAZINSeite 6

  Wartungskosten bei Leasing-   
  verträgen gewerbesteuerrechtlich   
  hinzuzurechnen  

Studierende und Fachschüler erhalten – 
auf Antrag – eine einmalige Energiepreis-
Der Begriff der „Leasingraten“ in § 8 Nr. 1 
Buchst. d GewStG sind – ebenso wie bei 
Miet- und Pachtzinsen – wirtschaftlich zu 
verstehen. Wartungskosten, die vertraglich 
auf den Leasingnehmer abgewälzt werden, 
sind Teil der „Leasingrate“ und nach § 8 
Nr. 1 Buchst. d GewStG gewerbesteuer-
rechtlich hinzuzurechnen.

Der Bundesfinanzhof (Urteil III R 33/21 vom 
20.10.2022)hat in einem Urteil ausgeführt, 
dass Leasingraten nach dem Unternehmen-
steuerreformgesetz 2008 ausdrücklich in 
die Hinzurechnung bei der Ermittlung des 
Gewerbeertrages einbezogen worden sind. 
Sie sind dann hinzuzurechnen, wenn das 
Wirtschaftsgut, für das die Leasingraten 
gezahlt werden, im Eigentum eines Dritten 
steht. In diesen Fällen ist das Leasing mit 
der Pacht oder Miete vergleichbar. Die ver- 
tragliche Überwälzung von Nebenkosten 
vom Vermieter/Verpächter auf den Mieter/
Pächter wirkt sich typischerweise in einer 
Verminderung des „reinen“ Miet- oder Pacht-
zinses aus, ebenso bei Abwälzung der War- 
tungskosten auf den Leasingnehmer im Hin-
blick auf die Höhe der Leasingrate. Wirt- 
schaftlich stellen die besonderen Vergü-
tungen für die Wartungsarbeiten nichts 
anderes dar als Teile des Entgelts, das der 
Leasingnehmer für die Überlassung des 
Gebrauchs einschließlich der Nutzung und 
der mit der Nutzung verbundenen Abnutzung 
zu entrichten hat. Es wäre mit der Gleichmä-
ßigkeit der Besteuerung nicht vereinbar, wenn 
das für die Wartung zu leistende Entgelt 
verschieden behandelt würde, je nachdem 
ob es in der Leasingrate enthalten sei oder 
besonders entrichtet werde (Az. III R 33/21).

  Grunderwerbsteuer bei Grund-   
  stücksveräußerung unter   
  Nießbrauchsvorbehalt  

Wenn der Grundstückskäufer ohne ange- 
messene Vergütung dem Verkäufer (oder 

einem Dritten) Nutzungsrechte an dem 
Grundstück (Nießbrauchs- und Wohnungs-
rechte) belasse, liege darin ein geldwerter 
Vorteil, den der Käufer für den Erwerb der 
Sache hingebe und der deshalb in die 
grunderwerbsteuerliche Bemessungs-
grundlage einzubeziehen sei. Dies entschied 
das Finanzgericht Baden-Württemberg  
(Az. 5 K 2500/21 vom 08.07.2022 ). 

Wenn jedoch der Grundstücksverkäufer die 
vorbehaltenen Nutzungen angemessen 
vergütet, liegt in der Nutzungsüberlassung 
keine Gegenleistung für das Grundstück  
i. S. von § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG. 
Ob sich der Verkäufer Nutzungen ohne 
angemessenes Entgelt vorbehalten hat,  
ist durch Auslegung des Kaufvertrags zu 
ermitteln.

  Ersatzzustellung durch Nieder-   
  legung bei Unmöglichkeit der   
  Einlegung eines Steuerbescheids  

Die Unmöglichkeit der Einlegung eines 
Steuerbescheids in den Briefkasten oder 
einer ähnlichen für den Postempfang 
eingerichteten Vorrichtung ist laut Finanz- 
gericht Düsseldorf Wirksamkeitsvorausset-
zung für dessen Ersatzzustellung durch 
Niederlegung bei der Post (Az. 7 V 2027/22 
vom 26.10.2022).

Wenn die Benachrichtigung über eine Nieder-
legung in den Briefkasten eingeworfen 
wird, bestehen daher ernstliche Zweifel an 
der Wirksamkeit der Ersatzzustellung. 
Denn ausweislich der vorliegenden Postzu-
stellungsurkunde hat die Zustellerin im 
Streitfall die Mitteilung über die Niederle-
gung in den Briefkasten der Empfangsbe-
vollmächtigten der Antragstellerin einge- 
worfen. Es ist in tatsächlicher Hinsicht 
nichts dafür ersichtlich, dass in diesen 
Briefkasten, in den die Mitteilung einge-
worfen wurde, nicht auch die Bescheide 
selbst hätten eingelegt werden können.

  Wirksame Abberufung eines   
  GmbH-Geschäftsführers – Keine   
  Haftung für Lohnsteuerschulden  

Mit der Abberufung als Geschäftsführer ist 
die Geschäftsführertätigkeit beendet. Dies 
gilt unbeschadet des Zeitpunkts, in dem 
die Beendigung im Handelsregister einge- 
tragen wird. Die Eintragung hat jedoch nur 
deklaratorische Wirkung, d. h. der Beginn 
und das Ende der gesellschaftsrechtlichen 
Organstellung – und damit auch die Ent- 
stehung und das Erlöschen der steuer-
rechtlichen Pflichtenstellung bei GmbH-
Geschäftsführern – hängen allein vom 
Inhalt und der Wirksamkeit des Gesell-
schafterbeschlusses ab. Der öffentliche 
Glaube des Handelsregisters hat keinen 
Einfluss auf die Haftung nach § 69 AO.

Zwar gab es im Streitfall vor dem Finanz-
gericht Düsseldorf (Az. 3 K 590/21 vom 
28.11.2022) keinen schriftlichen Gesell-
schafterbeschluss, in dem die Abberufung 
ausdrücklich ausgesprochen wurde, aber 
für Gesellschafterbeschlüsse bestehe kein 
allgemeines Bestimmtheitsgebot, erst 
recht kein Ausdrücklichkeitsgebot, sodass 
auch konkludente Beschlussfassungen 
möglich seien. Unter Berücksichtigung der 
vorgenannten Grundsätze war die Geschäfts-
führerstellung des Klägers zum streitigen 
Zeitpunkt beendet.

  Kalte Progression belastete   
  Steuerzahlende 2022 mit   
  10,9 Milliarden Euro  

Die inflationsgetriebene kalte Progression 
belastete die Steuerzahlenden im Jahr 2022 
mit 10,9 Milliarden Euro. Dies zeigen Berech-
nungen des ifo Instituts. Aufgrund der 
damit verbundenen geringeren steuerlichen 
Beschäftigungsanreize blieben dem Staat 
so Mehreinnahmen von 9,3 Milliarden Euro 
durch die kalte Progression. „Für 2023 
gleicht das neue Inflationsausgleichsgesetz 
die Steuerbelastung der Haushalte durch 
die kalte Progression nahezu aus, kom- 
pensiert aber nicht die verbleibende Steuer-
belastung durch die Inflation des Vorjahres 
2022“, sagt ifo-Präsident Clemens Fuest.
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Die in dieser Mandantenzeitung 
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die zugrunde liegenden Sachver-
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geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grund lage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

Die zusätzliche Steuerlast haben vor allem 
die Mittelschicht und höhere Einkommen 
getragen. Ohne Ausgleich kostete die kalte 
Progression die Privathaushalte im Jahr 
2022 durchschnittlich knapp 325 Euro. 
Das entspricht 0,7 Prozent ihres verfügba-
ren Jahreseinkommens. Die obersten 10 
Prozent der Einkommen zahlten fast 1.000 
Euro mehr Einkommensteuern (inkl. Soli- 
daritätszuschlag). Das entspricht in etwa 
0,9 Prozent ihres Jahreseinkommens. Die 
obere Mittelschicht – Steuerzahlende, die 
rund 60.000 Euro zur Verfügung haben –  
trug im Verhältnis zum ihrem durchschnitt-
lichen Jahreseinkommen die höchste Last. 
Bei der sog. kalten Progression rutschen 
die Steuerzahlenden in einen höheren 
Steuertarif – allerdings nur, weil ihr nomi- 
nales Einkommen gestiegen ist, das die 
Inflation ausgleicht. Dies führt im Ergebnis 
dazu, dass man mehr Steuern zahlt, aber 
real weniger Geld zur Verfügung hat.

„Bei der Beseitigung der kalten Progressi-
on sollte sich die Politik nicht auf den 
reinen Inflationsausgleich beschränken. 
Ökonomisch sinnvoller wäre, sie durch das 
Wachstum der nominalen Einkommen 
auszugleichen. Statt der Inflationsrate 
würde dabei das durchschnittliche 
Wachstum der nominalen Einkommen 
berücksichtigt“, sagt Florian Dorn, 
ifo-Forscher und Koautor der Studie. 
Andernfalls würde der Staat selbst dann 
einen zunehmenden Anteil des volkswirt-
schaftlichen Einkommens beanspruchen, 
wenn die realen Einkommen ohne Inflation 
steigen. „Der Ausgleich der kalten 
Progression sollte automatisch über einen 
Tarif auf Rädern erfolgen, bei dem sich die 
Eckwerte der Tarifzonen jährlich in Höhe 
des Wachstums der nominalen Einkommen 
anpassen“, sagt Dorn.

  Mieterhöhungserklärung   
  aufgrund von Modernisierungs-   
  maßnahmen – Einzel-Aufstellung   
  aller Kosten nicht notwendig  

Eine Vermieterin hatte die Erhöhung der 
Miete mit dem Einbau einer neuen Zentral- 
heizungsanlage sowie einer Wärmedäm-

vollelektronisch in einem Case Manage-
ment System geführt; auch die Entschei-
dungen des Gerichts ergehen in elektroni-
scher Form. Die einschlägigen Rechtsakte 
sowie weiterführende Informationen 
können auf der Webseite des Einheitlichen 
Patentgerichts www.unified-patent-court.
org abgerufen werden.

Erstinstanzliche Kammern werden in den 
teilnehmenden Mitgliedstaaten eingerich-
tet, in Deutschland an den Standorten 
Düsseldorf, Hamburg, Mannheim und 
München. Das Berufungsgericht hat seinen 
Sitz in Luxemburg. Der Präsident des 
Berufungsgerichts ist Herr Dr. Klaus 
Grabinski aus Deutschland, die Präsiden-
tin des Gerichts Erster Instanz Frau 
Florence Butin aus Frankreich.

mung begründet. Sie händigte der Mieterin 
eine tabellarische Aufstellung der 
Maßnahmen und deren Gesamt- sowie 
Instandsetzungskosten aus. Die Klägerin 
lehnte die Zahlung der geforderten 
Mieterhöhung aus formellen Gründen ab.

Der Bundesgerichtshof hielt es jedoch für 
ausreichend, wenn Vermieter in der Erhö- 
hungserklärung die Gesamtkosten einer 
Modernisierungsmaßnahme sowie die in 
Abzug gesetzten Kosten für dadurch einge- 
sparte Instandsetzungsmaßnahmen 
angeben. Die detaillierte Aufstellung der 
Posten und Gewerke ist hier nicht nötig 
gewesen (Az. VIII ZR 59/21 vom 23.11.2022).

  Einheitliches Patentgericht   
  startet am 1. Juni 2023  

Deutschland hat am 17. Februar 2023 das 
Übereinkommen über ein Einheitliches 
Patentgericht (EPGÜ) ratifiziert. Mit der 
Zustimmung durch Deutschland sind die 
Voraussetzungen für das Inkrafttreten des 
Übereinkommens geschaffen worden. Das 
Einheitliche Patentgericht wird am 1. Juni 
2023 seine Arbeit aufnehmen.

Das EPGÜ tritt nach der Ratifikation durch 
Deutschland am 1. Juni 2023 in Kraft. Das 
Einheitliche Patentgericht soll künftig in 
einem einheitlichen Verfahren für alle 
beteiligten EU-Mitgliedstaaten über die 
Verletzung und Gültigkeit von Patenten 
nach dem Europäischen Patentüberein-
kommen sowie dem neuen EU-Einheitspa-
tent zuständig sein. Das Gericht wird 
Patentstreitigkeiten mit unmittelbarer 
Wirkung zunächst für 17 Staaten entschei-
den (Deutschland, Frankreich, Belgien, 
Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, 
Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, 
Malta, Niederlande, Österreich, Portugal, 
Schweden, Slowenien). Weitere EU-Mit-
gliedstaaten können sich zukünftig dem 
Einheitlichen Patentschutz anschließen. 
Im Rahmen der Vorbereitungen haben die 
Mitgliedstaaten sich auf eine Zivilprozess-
ordnung für das neue Verfahren geeinigt, 
in dem moderne Technik zum Einsatz 
kommt. Die Akten des Gerichts werden 
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WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon: +49 261 94 31 - 0
Mail:   lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Saarbrücken · 
Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH 

Donnerstag, 27. April 2023, 14.00 - 16.30 Uhr
SICHER DURCH DIE BETRIEBSPRÜFUNG – UMGANG MIT FALLSTRICKEN IN DER PRAXIS

Referent: Dipl.-Finanzwirt Frederik Karnath, Steuerberater, Rechtsanwalt und Geschäftsführer bei DORNBACH
Betriebsprüfungen gehören zum Leben eines Steuerpflichtigen und Berater dazu und stellen immer eine Belastung und Herausforde-
rung mit oft ungewissem Ausgang dar. Prüfer schauen genauer hin, aufgerufene Summen werden höher und schnell steht ein Strafver-
fahren im Raum. Frederik Karnath gibt Handlungsempfehlungen für den Ablauf der Prüfung, zu Mitwirkungspflichten, dem Umgang mit 
Prüferanfragen und der Risikominimierung im Vorfeld. Zudem beleuchtet er die Bedeutung des Einspruchsverfahrens und gibt Verhal-
tenshinweise, wenn aus einer BP in ein Steuerstrafverfahren wird oder die Steuerfahndung erscheint.

Freitag, 05. Mai 2023, 10.00 - 16.30 Uhr 
DORNBACH FORUM INTERNATIONAL 2023 – Im Deutsche Bank Park in Frankfurt am Main

Das Internationale Steuerrecht ist durch einen stetigen Wandel geprägt. Neu ist diese Erkenntnis nicht. Es ist vielmehr die Ge-
schwindigkeit, mit welcher die Änderungen inzwischen Einzug halten. Im Grunde sehen wir uns jährlich mit neuen Initiativen 
konfrontiert. Hierbei fungieren OECD und EU immer mehr als Ideen- bzw. Impulsgeber. Hinzu kommt das jeweilige (wirtschafts-)
politische Umfeld. Gerade das Verhältnis von Europa und China wird immer mehr auf die Probe gestellt. Auch vor diesem Hinter-
grund rücken internationale Fragestellungen bzw. Themen vermehrt in den Fokus der Betriebsprüfung. 
Zusammen mit Franz Hruschka, Leitender Regierungsdirektor und Abteilungsleiter „Betriebsprüfung“ beim Finanzamt München 
und Rudolf Scharping, Bundesminister a.D., Ministerpräsident a.D. und Vorstand & Gründer RSBK AG sowie Prof. Dr. Wolfgang 
Wegener, Co CEO Becker Mining Systems AG begeben wir uns auf eine Reise durch das Internationale Steuerrecht mit vielen Über-
raschungen.

Dienstag, 09. Mai 2023, 10.00 - 12.30 Uhr
VORWEGGENOMMENE ERBFOLGE

Dipl.-Kaufmann René Feldgen, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH
Die privaten Vermögen wachsen und die Lebenserwartung steigt. Da macht es für viele Eltern oft Sinn, ihr Erbe frühzeitig an die 
Kinder weiterzugeben. Das scheint auf den ersten Blick für beide Seiten Vorteile zu bringen, wenn zum Beispiel die Familiengrün-
dung ansteht oder das Haus zu groß geworden ist im Alter. Geht es um größere Vermögen, lässt sich überdies noch Steuern sparen. 
Dabei wird oftmals nicht bedacht, dass die vorweggenommene Erbfolge für beide Seiten auch Nachteile haben kann. In unserem 
Online-Seminar werden Beratungsansätze zur steueroptimierten Übertragung von Betriebs- und Immobilienvermögen aus dem 
Privatbereich aufgezeigt -insbesondere Fallstricke bei der Nießbrauchgestaltung. Dabei gehen wir auf Risiken seitens der Schen-
ker, der Erben und der Beschenkten ein. Seien Sie gespannt!

  Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html  


